
 

 
 

Finanzkrisen und kein Ende: 
  

Viel Gerede und ( fast ) keine Taten! 
 

attac-Forderungen nach wie vor aktuell:   
 

(€) Die großen Krisenprofiteure zur Kasse bitten: 
    Bankenrettung mit Vermögensabgabe finanzieren  
    Stärkere Besteuerung großer Kapitaleinkünfte 
 
($) Das Spiel-Casino schließen! 
    Schluss mit den "Finanzprodukten", 
    die nur der Spekulation dienen und Krisen fördern 

                                                                         
(§) Wirkliche Unterbindung von Steuerhinterziehung 
    und Steuerflucht, Schließung der Steueroasen 

 
(#) Schluss mit der Privatisierung der Sozialsysteme 

  und wichtiger öffentlicher Infrastrukturen: Renten- 
  und Krankenversicherungen, Bahn, Energiesektor  

                                         
(*) Öffentliche Investitionsprogramme für sozialen  
    und ökologischen Umbau der Wirtschaft, für die 
    Infrastruktur sowie für Erziehung und Ausbildung 

 

Eine andere Welt ist möglich!     



 

 
Kein "weiter so" in der Finanzkrise! 
 
(€) Solange die verschiedenen Verursacher und 
Profiteure der Finanzkrise außer in Einzelfällen nicht 
ermittelt und haftbar gemacht werden können, sollten 
die großen Vermögen mit einer Sondersteuer zur 
Finanzierung der Bankenrettung und weiterer Maß-
nahmen zur Krisenbewältigung herangezogen werden.  
Der Umverteilung von unten nach oben muss durch eine 
progressive Besteuerung aller Einkommen, insbesondere 
großer Kapitaleinkünfte, begegnet werden.  
Die Ansammlung riesiger Vermögen in der Hand einer 
kleinen Minderheit ist eine wesentliche Ursache für das 
Ausmaß der Krise.  
 
($) Der Handel mit hochspekulativen Finanz-Produkten 
und Derivaten sowie Währungs-Spekulationen müssen 
unterbunden oder durch angemessene Besteuerungen 
der Finanz-Transaktionen unattraktiv gemacht werden. 
Kleinanleger müssen davor geschützt werden, 
unbewusst in risikoreiche Geldanlagen gedrängt zu 
werden.  
Aktien müssen wieder zu längerfristigen Geld-Anlagen 
werden und dürfen nicht als kurzfristige Spekulations-
objekte Unternehmen und Arbeitsplätze gefährden.   



 
(§) Der Kampf gegen Steuerhinterziehung und Steuer-
oasen wird inzwischen auch von der herrschenden Politik 
versprochen. Geschehen ist aber bisher wenig und ohne 
weiteren Druck der Öffentlichkeit wird sich nicht viel tun. 
Dies ist aber unabdingbar für gerechtere und stabilere 
Verhältnisse weltweit.  
 
(#) Durch die Privatisierung von Renten- und Kranken-
versicherungen und anderer Einrichtungen der Daseins-
vorsorge wurden riesige Summen auf den 
internationalen Kapitalmarkt gespült. Mit hohen Rendite-
erwartungen wurde der Druck auf die Realwirtschaft 
verstärkt und die Entstehung von Finanzblasen 
gefördert. Nicht nur deswegen, sondern auch, um 
zuverlässige und kostengünstige Systeme der sozialen 
Sicherung für alle Bürger bereitzustellen, müssen die 
Privatisierungen zurückgenommen werden!  
Entsprechendes gilt für die von Privatisierungen 
betroffenen Bereiche der öffentlichen Infrastruktur wie 
das Verkehrswesen, die Energieversorgung,  
die Wasserversorgung. 
 
(*) Große Investitionen in die öffentliche Infrastruktur, 
in eine kommunale Energieversorgung auf der Basis 
erneuerbarer Energien mit besonderer Beachtung der 
Energieeinsparung, in den Ausbau von umwelt-
schonenden Verkehrssystemen, und nicht zuletzt in 
die Erziehungs- und Ausbildungs-Einrichtungen sind 
erforderlich, um eine nachhaltige Entwicklung zu 
unterstützen und viele zukunftsfähige Arbeitsplätze 
zu schaffen.                                                            



 
 
 

Bankentribunal: 
http://www.attac.de/index.php?id=6565 

 
Finanztransaktionssteuer: 

http://www.attac.de/aktuell/finanztransaktionssteuer/materialien 
 

AG Finanzmarkt und Steuern: 
http://www.attac-netzwerk.de/ag-finanzmarkt-steuern/ 

 
attac-Sommerakademie in Hamburg-Bergedorf: 

28.7. bis 1.8.2010 
http://www.attac.de/index.php?id=5243 

 
attac-Mitglied werden: 

https://www.attac.de/index.php?id=340 
 

 

 
 

www.attac-karlsruhe.de 
www.attac-netzwerk.de/karlsruhe 

 
Arbeitskreis „Neoliberale Politik und Gemeinwohl“ 

 
V.i.S.d.P: Gudrun Reiß, Meisenweg 13, 76307 Karlsbad 


